
Anlage 1:  
Gesetzliche Regelungen § 72a SGB VIII und § 30a BZRG - Antrag auf ein 
erweitertes Führungszeugnis 
 
§ 72a SGB VIII Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 
   
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der 
Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, 
die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 
181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs 
verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder 
Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein 
Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den 
Trägern der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen 
einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 
 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer 
Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, 
erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe über die Tätigkeiten entscheiden, die von den in 
Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts 
dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das 
Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den 
Trägern der freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, 
dass unter deren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die 
wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in 
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche 
beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. 
Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die von den in Satz 1 
genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser 
Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das 
Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
 
(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 
3 und 4 eingesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in ein 
Führungszeugnis genommen wurde, das Datum des Führungszeugnisses und die 
Information erheben, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer 
Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenen Daten nur speichern, 
verändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tätigkeit, 
die Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich 
ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu 
löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3  
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Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten 
spätestens drei Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 
 
 
Gesetzestext §§ 30, 30a, 30b und 32 BZRG 
 
§ 30 Antrag 
 
(1) Jeder Person, die das 14. Lebensjahr vollendet hat, wird auf Antrag ein Zeugnis 
über den sie betreffenden Inhalt des Registers erteilt (Führungszeugnis). Hat der 
Betroffene einen gesetzlichen Vertreter, so ist auch dieser antragsberechtigt. Ist der 
Betroffene geschäftsunfähig, so ist nur sein gesetzlicher Vertreter antragsberechtigt. 
 
(2) Der Antrag ist bei der Meldebehörde zu stellen. Der Antragsteller hat seine 
Identität und, wenn er als gesetzlicher Vertreter handelt, seine Vertretungsmacht 
nachzuweisen. Der Betroffene und sein gesetzlicher Vertreter können sich bei der 
Antragstellung nicht durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die 
Meldebehörde nimmt die Gebühr für das Führungszeugnis entgegen, behält davon 
zwei Fünftel ein und führt den Restbetrag an die Bundeskasse ab. 
 
(3) Wohnt der Antragsteller außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, so 
kann er den Antrag unmittelbar bei der Registerbehörde stellen. Absatz 2 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend. 
 
(4) Die Übersendung des Führungszeugnisses an eine andere Person als den 
Antragsteller ist nicht zulässig. 
 
(5) Wird das Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde beantragt, so ist es der 
Behörde unmittelbar zu übersenden. Die Behörde hat dem Antragsteller auf 
Verlangen Einsicht in das Führungszeugnis zu gewähren. Der Antragsteller kann 
verlangen, dass das Führungszeugnis, wenn es Eintragungen enthält, zunächst an 
ein von ihm benanntes Amtsgericht zur Einsichtnahme durch ihn übersandt wird. Die 
Meldebehörde hat den Antragsteller in den Fällen, in denen der Antrag bei ihr gestellt 
wird, auf diese Möglichkeit hinzuweisen. Das Amtsgericht darf die Einsicht nur dem 
Antragsteller persönlich gewähren. Nach Einsichtnahme ist das Führungszeugnis an 
die Behörde weiterzuleiten oder, falls der Antragsteller dem widerspricht, vom 
Amtsgericht zu vernichten. 
 
(6) Wohnt der Antragsteller außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, so 
kann er verlangen, dass das Führungszeugnis, wenn es Eintragungen enthält, 
zunächst an eine von ihm benannte amtliche Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland zur Einsichtnahme durch ihn übersandt wird. Absatz 5 Satz 5 und 6 gilt 
für die amtliche Vertretung der Bundesrepublik Deutschland entsprechend. 
 
 
§ 30a Antrag auf ein erweitertes Führungszeugnis 
 
(1) Einer Person wird auf Antrag ein erweitertes Führungszeugnis erteilt,  
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1. wenn die Erteilung in gesetzlichen Bestimmungen unter Bezugnahme auf 
diese Vorschrift vorgesehen ist oder 
2. wenn dieses Führungszeugnis benötigt wird für  
a) die Prüfung der persönlichen Eignung nach § 72a des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe –,  
 
b) eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, 
Erziehung oder Ausbildung Minderjähriger oder 
c) eine Tätigkeit, die in einer Buchstabe b vergleichbaren Weise geeignet ist, 
Kontakt zu Minderjährigen aufzunehmen. 
 
(2) Wer einen Antrag auf Erteilung eines erweiterten Führungszeugnisses stellt, hat 
eine schriftliche Aufforderung vorzulegen, in der die Person, die das erweiterte 
Führungszeugnis vom Antragsteller verlangt, bestätigt, dass die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 vorliegen. Im Übrigen gilt § 30 entsprechend. 
 
§ 30b Europäisches Führungszeugnis 
 
(1) Personen, die in der Bundesrepublik Deutschland wohnen, aber die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
können beantragen, dass in ihr Führungszeugnis nach den §§ 30 oder 30a die 
Mitteilung über Eintragungen im Strafregister ihres Herkunftsmitgliedstaates 
vollständig und in der übermittelten Sprachaufgenommen wird (Europäisches 
Führungszeugnis). § 30 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Registerbehörde ersucht den Herkunftsmitgliedstaat um Mitteilung der 
Eintragungen. Das Führungszeugnis soll spätestens 20 Werktage nach der 
Übermittlung des Ersuchens der Registerbehörde an den Herkunftsmitgliedstaat 
erteilt werden. Hat der Herkunftsmitgliedstaat keine Auskunft aus seinem 
Strafregister erteilt, ist hierauf im Führungszeugnis hinzuweisen. 
 
§ 32 Inhalt des Führungszeugnisses 
 
(1) In das Führungszeugnis werden die in den §§ 4 bis 16 bezeichneten 
Eintragungen aufgenommen. Soweit in Absatz 2 Nr. 3 bis 9 hiervon Ausnahmen 
zugelassen werden, gelten diese nicht bei Verurteilungen wegen einer Straftat nach 
den §§ 174 bis 180 oder 182 des Strafgesetzbuches. 
 
(2) Nicht aufgenommen werden  
1. die Verwarnung mit Strafvorbehalt nach § 59 des Strafgesetzbuchs, 
2. der Schuldspruch nach § 27 des Jugendgerichtsgesetzes, 
3. Verurteilungen, durch die auf Jugendstrafe von nicht mehr als zwei Jahren 
erkannt worden ist, wenn die Vollstreckung der Strafe oder eines Strafrestes 
gerichtlich oder im Gnadenweg zur Bewährung ausgesetzt oder nach § 35 des 
Betäubungsmittelgesetzes zurückgestellt und diese Entscheidung nicht widerrufen 
worden ist, 
4. Verurteilungen, durch die auf Jugendstrafe erkannt worden ist, wenn der 
Strafmakel gerichtlich oder im Gnadenweg als beseitigt erklärt und die Beseitigung 
nicht widerrufen worden ist, 
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5. Verurteilungen, durch die auf 
a) Geldstrafe von nicht mehr als neunzig Tagessätzen, 
b) Freiheitsstrafe oder Strafarrest von nicht mehr als drei Monaten erkannt 
worden ist, wenn im Register keine weitere Strafe eingetragen ist,  
 
6. Verurteilungen, durch die auf Freiheitsstrafe von nicht mehr als zwei Jahren 
erkannt worden ist, wenn die Vollstreckung der Strafe oder eines Strafrestes 
a) nach § 35 oder § 36 des Betäubungsmittelgesetzes zurückgestellt oder zur 
Bewährung ausgesetzt oder 
b) nach § 56 oder § 57 des Strafgesetzbuchs zur Bewährung ausgesetzt worden 
ist und sich aus dem Register ergibt, dass der Verurteilte die Tat oder bei 
Gesamtstrafen alle oder den ihrer Bedeutung nach überwiegenden Teil der Taten auf 
Grund einer Betäubungsmittelabhängigkeit begangen hat, 
diese Entscheidungen nicht widerrufen worden sind und im Register keine weitere 
Strafe eingetragen ist, 
7. Verurteilungen, durch die neben Jugendstrafe oder Freiheitsstrafe von nicht 
mehr als zwei Jahren die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt angeordnet 
worden ist, wenn die Vollstreckung der Strafe, des Strafrestes oder der Maßregel 
nach § 35 des Betäubungsmittelgesetzes zurückgestellt worden ist und im Übrigen 
die Voraussetzungen der Nummer 3 oder 6 erfüllt sind, 
8. Verurteilungen, durch die Maßregeln der Besserung und Sicherung, 
Nebenstrafen oder Nebenfolgen allein oder in Verbindung miteinander oder in 
Verbindung mit Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln angeordnet worden sind, 
9. Verurteilungen, bei denen die Wiederaufnahme des gesamten Verfahrens 
vermerkt ist; ist die Wiederaufnahme nur eines Teils des Verfahrens angeordnet, so 
ist im Führungszeugnis darauf hinzuweisen, 
10. abweichende Personendaten gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1, 
11. Eintragungen nach den §§ 10 und 11, 
12. die vorbehaltene Sicherungsverwahrung, falls von der Anordnung der 
Sicherungsverwahrung rechtskräftig abgesehen worden ist. 
 
(3) In ein Führungszeugnis für Behörden (§ 30 Abs. 5, § 31) sind entgegen Absatz 2 
auch aufzunehmen  
1. Verurteilungen, durch die eine freiheitsentziehende Maßregel der Besserung 
und Sicherung angeordnet worden ist, 
2. Eintragungen nach § 10, wenn die Entscheidung nicht länger als zehn Jahre 
zurückliegt, 
3. Eintragungen nach § 11, wenn die Entscheidung oder Verfügung nicht länger 
als fünf Jahre zurückliegt, 
4. abweichende Personendaten gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1, sofern unter diesen 
Daten Eintragungen erfolgt sind, die in ein Führungszeugnis für Behörden 
aufzunehmen sind. 
 
(4) In ein Führungszeugnis für Behörden (§ 30 Abs. 5, § 31) sind ferner die in Absatz 
2 Nr. 5 bis 9 bezeichneten Verurteilungen wegen Straftaten aufzunehmen, die  
1. bei oder in Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder dem 
Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung oder 
2. bei der Tätigkeit in einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmung 
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a) von einem Vertreter oder Beauftragten im Sinne des § 14 des 
Strafgesetzbuchs oder 
b) von einer Person, die in einer Rechtsvorschrift ausdrücklich als 
Verantwortlicher bezeichnet ist, 
begangen worden sind, wenn das Führungszeugnis für die in § 149 Abs. 2 Nr. 1 der 
Gewerbeordnung bezeichneten Entscheidungen bestimmt ist. 
(5) Soweit in Absatz 2 Nummer 3 bis 9 Ausnahmen für die Aufnahme von 
Eintragungen zugelassen werden, gelten diese nicht bei einer Verurteilung wegen 
einer Straftat nach den §§ 171, 180a, 181a, 183 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 
235 oder § 236 des Strafgesetzbuchs, wenn ein erweitertes Führungszeugnis nach § 
30a oder § 31 Absatz 2 erteilt wird. 
 
 


